
Aufgrund einer Ver-
dachtsmeldung einer
Bank wurden den Be-

hörden zwei Konten für
Offshore-Unternehmen ei-
nes Ausländers bekannt.
Auf den Firmenkonten
langten mehrere Überwei-
sungen mit einer Gesamt-
summe von rund 4,5 Mil-
lionen Euro ein, die angeb-
lich aus der Geschäftstätig-
keit der Firmen stammten.
Erste Ermittlungen erbrach-
ten Hinweise, dass es sich
beim Kontoinhaber um ei-
nen leitenden Mitarbeiter
eines ausländischen Minis-
teriums handelte, der we-
gen Veruntreuung von
Staatsgeldern verhaftet wurde. Der Ge-
meldete und weitere Mittäter stehen im
Verdacht, staatliche Gelder, die zur Sa-
nierung von Kulturgütern bestimmt
waren, veruntreut zu haben. Die Er-
mittler stellten weitere Konten fest,
über die veruntreute Gelder geflossen
sind. Das war einer der Geldwäsche-
verdachtsfälle, die das Bundeskrimi-
nalamt 2016 zu bearbeiten hatte.

Die Geldwäschemeldestelle im Bun-
deskriminalamt (BK) verzeichnete
2016 2.150 Verdachtsmeldungen we-
gen Geldwäsche, um 14 Prozent mehr
als 2015. 1.558 stammten von Kredit-
und Finanzinstituten und 444 von Mo-
ney-Transmitter-Unternehmen. Das
geht aus dem Geldwäschebericht 2016
des BK hervor.

2016 verzeichnete die Meldestelle
einen Anstieg im Bereich der Terroris-
musfinanzierung von 103 Meldungen
(2015) auf 174 (2016). Auch im Be-
reich der Versicherungen stieg die Zahl
der Verdachtsmeldungen. Die Anzahl
der durch Rechtsanwälte und Notare
erstatteten Verdachtsmeldungen blieb
gegenüber 2015 beinahe gleich. Mitar-
beiter von Finanz- und Kreditinstituten,
der Wirtschaftskammer, des Zolls, No-
tare oder Rechtsanwälte sowie andere
Organisationen sind verpflichtet, die
Geldwäschemeldestelle im Bundeskri-
minalamt zu verständigen, wenn der

Verdacht besteht, dass eine Transakti-
on oder ein Geschäftsfall zur Geldwä-
scherei oder Terrorismusfinanzierung
erfolgt sei. Nach der Entgegennahme
einer Verdachtsmeldung werden die
Informationen auf strafrechtliche Rele-
vanz geprüft. 

Kann der Verdacht im Zuge der
Analyse konkretisiert werden, beginnt
ein Ermittlungsverfahren nach der
Strafprozessordnung (StPO). Erfolgt
keine direkte Erledigung durch die
Geldwäschemeldestelle, wird die Ver-
dachtsmeldung an die fachlich oder
örtlich zuständige Organisationseinheit
zur weiteren Erledigung übermittelt. 

Eine Abtretung erfolgt etwa bei
Verdacht der Terrorismusfinanzierung
an das Bundesamt für Verfassungs-
schutz und Terrorismusbekämpfung
(BVT), bei der Nichtoffenlegung von
Treuhandbeziehungen an die Finanz-
marktaufsicht und bei Verdacht einer
Vortat im Bereich des Finanzstrafge-
setzes an das Finanzministerium. Ört-
lich erfolgt die Abtretung in jenen Fäl-
len, in denen Ermittlungen in den Bun-
desländern durchgeführt werden müs-
sen und daher die Erledigung durch das
jeweilige Landeskriminalamt (LKA)
zielführend ist.

Professionelle Dienstleistung. In den
vergangenen Jahren wurden Fälle von
Dienstleistungen bekannt, die Unter-

nehmensnetzwerke für
Zwecke der Geldwäscherei
anbieten. Zum Beispiel der
medienwirksame Fall
„Russian Laundromat“,
der in Moldawien zur Ver-
urteilung von mehreren
Richtern und Staatsbe-
diensteten führte. Ein sol-
ches Netzwerk stellt
Transaktionsmöglichkeiten
mit den dazu gehörenden
Dokumentationen zur Ver-
fügung. Es wird etwa
großflächig ein Wirt-
schaftsgeschäft zwischen
mehreren Unternehmen
vorgetäuscht und die zuge-
hörigen Verträge, fiktive
Warenlieferungen, Trans-

aktionen und Barbehebungen oder Wie-
dereinzahlungen als Dienstleistung an-
geboten. Charakteristisch ist die inter-
nationale Aufstellung der Strukturen,
zum Teil unter Verwendung von Off-
shore-Destinationen sowie tatsächlich
wirtschaftlich aktiver Unternehmen. 

Die Verschleierung erfolgt mit viel-
fältigen Methoden. Neben der Ausstel-
lung von Scheinrechnungen greifen die
Anbieter auch auf Goldkäufe, Bargeld-
transaktionen, Scheinvermietungen und
Immobiliengeschäfte sowie Beratungs-
dienstleistungen zurück.

Der Geldwäschebericht 2016 wurde
vom Bundeskriminalamt bei der 3.
österreichischen Geldwäsche-Tagung
am 21. und 22. März 2017 in Wien
präsentiert. Vortragende waren Exper-
ten des BK, des Finanz-, Justiz- und
Wirtschaftsministeriums sowie der Fi-
nanzmarktaufsicht (FMA) und der
Kammer für Wirtschaftstreuhänder.
320 Interessierte aus den Branchen Fi-
nanzdienstleistung, rechtsberatende
Berufe sowie Vertreter der Strafverfol-
gungs- und Bezirksverwaltungsbehör-
den besuchten die Tagung. 

Themen waren die Umsetzung der
4. EU-Geldwäsche-Richtlinie und die
legistischen Folgen für Österreich,
neue Entwicklungen bei der Bekämp-
fung von Terrorismusfinanzierung.
www.bundeskriminalamt.at
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Mehr Verdachtsmeldungen 
In der Geldwäschemeldestelle im Bundeskriminalamt wurde 2016 eine Zunahme der Zahl 

der Banken-Verdachtsmeldungen um 14 Prozent gegenüber 2015 registriert. 

Mitarbeiter von Finanz- und Kreditinstituten sind verpflichtet, bei ei-
nem Verdacht die Geldwäschemeldestelle im BK zu verständigen.


